
bei der Auswahl eines Mieters bestimmte Kriterien, et-
wa der Herkunft oder des Geschlechts, nicht zu ver-
wenden. Es mag aber auch gute Gründe dafür geben,
dem Vermieter die Freiheit zu lassen, sich seine Mieter
einfach selbst auszusuchen. Hier geht es um schwierige
Probleme des Freiheitsverständnisses, um politische
Fragen. Debattiert wurde diese Regelung in der Öf-
fentlichkeit aber fast ausschließlich unter der
Perspektive der durch sie verursachten Bürokratie und
der Kosten. Weil die Regelung europarechtlich vorge-
geben war, spielte das Grundgesetz in diesem Fall keine
besondere Rolle. Aber gerade deshalb wäre es ein Indiz
einer dem Grundgesetz würdigen Verfassungskultur
gewesen, diese Regelung als Problem der angemesse-
nen Freiheitsverteilung zu diskutieren.

Wenn es eine Grundregel im Umgang mit dem
Grundgesetz gibt, dann lautet sie also: Jedem steht das
an Rechten zu, was auch allen anderen zusteht. Aus
diesem Grund sind die meisten Versprechen des
Grundgesetzes Versprechen nicht auf einen bestimm-

ten Inhalt, sondern auf ein Verfahren. Wie wenig ver-
breitet diese Einsicht ist, zeigt sich schließlich auch in
dem verbreiteten Bedürfnis, möglichst vieles möglichst
für immer im Grundgesetz festzuschreiben, so als wür-
de die Einfügung ins Grundgesetz einen bestimmten
Zustand einfach festhalten können. 

Eine solche Haltung überschätzt und verkennt eine
Verfassung zugleich. Sie überschätzt sie, weil keine
Garantie im Grundgesetz sich einfach von selbst ohne
zusätzliche politische Mühen verwirklichen lässt. Sie
verkennt das Grundgesetz, weil sie nicht versteht, dass
es gerade eine der wesentlichen Funktionen demokra-
tischer Verfassungen ist, Entscheidungsprozesse nicht
abzuschließen, sondern offenzuhalten. Ein Recht auf
ein gutes Leben enthält das Grundgesetz aus guten
Gründen nicht. n

Dieser Text ist dem neuen Buch des Autors entnommen:
Christoph Möllers, Das Grundgesetz: Geschichte und
Inhalt, München: Beck 2009, 122 Seiten, 7,90 Euro.
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Die guten Deutschen
Fragt man Bürgerinnen und Bürger unseres Landes nach dem Zustand ihres Gemeinwesens,
fallen die Bewertungen verhalten aus. In Wirklichkeit ist die Bundesrepublik im internationalen
Vergleich eine einzige große Erfolgsgeschichte / VON HANS-PETER BARTELS

D as beliebteste Land der Erde heißt Deutschland.
Nach einer weltweiten Umfrage der BBC,

durchgeführt in 21 Ländern, nimmt die Bundes-
republik den Spitzenplatz im Ranking der großen
Staaten ein. Die einfache Frage war, ob der Einfluss
des jeweiligen Landes in der Welt vom Befragten
eher positiv oder eher negativ beurteilt wird. 61
Prozent fanden Deutschlands Einfluss positiv.
Zweiter ist Kanada (57 Prozent), dritter Großbri-
tannien (56 Prozent). Am Ende der Skala: Iran und
Pakistan (jeweils 17 Prozent), in der Mitte: die
Vereinigten Staaten (40 Prozent). Auch im vergan-

genen Jahr war Deutschland die Nummer Eins, ge-
folgt damals von Japan.

Nach zwei Weltkriegen und der Nazi-Diktatur,
nach Teilung, Eisernem Vorhang, Stasi-Staatlichkeit
und Kaltem Krieg, nach so viel Konfliktgeschichte im
20. Jahrhundert ist dieses Ansehen des neuen
Deutschland zu Beginn des 21. Jahrhunderts fast ein
Wunder. Auch wenn wir aus gut eingeübtem under-
statement Mühe haben, das zu glauben: Deutschland
muss viel richtig machen. Das understatement, die
Strategie der Zurückhaltung, des Nicht-Auf-
trumpfens, der Selbstkritik ist wohl schon ein Faktor



des Erfolgs. Wo Frankreichs Staatspräsident Nicolas
Sarkozy auf der Münchener Sicherheitskonferenz mit
elegantem Pathos von der französischen „Großmacht“
schwadroniert, verdreht Angela Merkel gequält die
Augen. Wenn sie selbst über Deutschlands Rolle in
der Welt spricht, klingt es betont nüchtern. Wie bei
Schröder. Wie bei Steinmeier.

Deutschland ist, unabhängig von Konjunkturkri-
sen, die stärkste Volkswirtschaft Europas, mit 82
Millionen Einwohnern das größte Land der EU, seit
mehreren Jahren Exportweltmeister und hinter den
Vereinigten Staaten von Amerika mit ihren 300
Millionen Einwohnern, Japan (127 Millionen) und
China (1,3 Milliarden) die viertgrößte Volkswirt-
schaft der Welt. Da wäre alles andere als Selbstbe-
wusstsein seltsam. Die Mitverantwortung für globale

Fragen, von der Ökonomie über den Klimaschutz
bis zur Friedenssicherung, muss nicht gesucht wer-
den, sie kommt auf einen zu.

Beim Einsatz von Militär in der internationalen
Krisenbewältigung ist das Auftreten deutscher Regie-
rungen zurückhaltend, aus guten historischen Grün-
den, aber nicht dogmatisch (wie im Falle Japans). Der
Parlamentsvorbehalt bei Auslandseinsätzen der
Bundeswehr mag paradigmatisch dafür stehen. Schon
die Mütter und Väter des Grundgesetzes formulierten
in dessen Präambel im Jahr 1949, vier Jahre nach Ende
des „Dritten Reiches“, das Ziel der zweiten Republik:
„als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa
dem Frieden der Welt zu dienen“. Das ist gelungen.

Nachkriegsdeutschland ist außenpolitisch geprägt
durch eine Politik der Versöhnung, des Ausgleichs,
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der Entspannung und der Diplomatie. Dafür stehen
in besonderer Weise Sozialdemokraten wie Willy
Brandt als Außenminister und Bundeskanzler,
Helmut Schmidt, aber auch Gerhard Schröder, des-
sen Ja zur uneingeschränkten Solidarität mit Ame-
rika, als es angegriffen wurde, so verantwortungsbe-
wusst war wie sein Nein zum Irak-Krieg.

Um eine besonders positive Rolle in der Welt zu
spielen, bedarf es – aller Standortnörgelei und Ab-
stiegsangst der vergangenen Jahre zum Trotz – be-
sonders positiver Standortfaktoren.

Stabiler geht es nicht

Da ist vielleicht zunächst die Technik Made in
Germany, die weltweit einen guten Ruf genießt;
auch die Zuverlässigkeit deutscher Firmen. Was uns
nach Bürokratie zu klingen scheint, Begriffe wie
DIN, TÜV, Patentamt oder Germanischer Lloyd,
gilt anderswo als Muster deutscher Gründlichkeit,
Genauigkeit und Zuverlässigkeit.

Da ist das deutsche Wissenschaftssystem, das
nach dem angelsächsischen die zweitgrößte Verbrei-
tung hat: von Zitationen deutschsprachiger Forscher
in internationalen Publikationen bis zur Aufbaube-
ratung in China oder im arabischen Raum. Das
zweitgrößte Wikipedia-Lexikon nach dem engli-
schen ist natürlich das deutschsprachige.

Gewiss sind auch Sprache und Kultur aus dem
Land der Dichter und Denker, von Goethe und
Einstein, ein positiver Faktor in der Außenwahr-
nehmung. Hier stand die Wiege von Reformation
und Marxismus und auch die Wiege des gegenwärti-
gen Papstes.

Dass Hollywood deutsche Geschichte jetzt im
Sinne von Gustav Heinemanns „schwierigem Vater-
land“ inszeniert und auszeichnet, so mit einem
Oscar für „Das Leben der Anderen“ und mit dem
sehr erfolgreichen Stauffenberg-Film über den mili-
tärischen Widerstand gegen Hitler, zeigt eine
Akzentverschiebung. Der „hässliche Deutsche“
scheint tot zu sein.

Die Bundesrepublik Deutschland hat in 60
Jahren nur acht Kanzler gehabt (die USA während-
dessen 12 Präsidenten). Stabiler geht es nicht.

Auf dem Feld der Außenpolitik halten wir uns gern
für unterbemittelt. Wir klotzen nicht mit extragroßen
Botschaften in jeder Hauptstadt. Und wenn die
Vereinten Nationen nicht in der Lage sind, sich zu re-
formieren, muss es auch ohne ständigen Sitz im
Sicherheitsrat gehen. Aber Deutschland bringt außen-
politisch zwei Eigentümlichkeiten auf die Waage, die
kein anderes Land so zu bieten hat: den Föderalismus
auf Reisen und die politischen Stiftungen vor Ort.

Der Föderalismus-Vorteil: Nicht nur die Bundes-
regierung, sondern 16 Landesregierungen mit ihren
Ministerpräsidenten und Wirtschaftsministern pfle-
gen weltweit Kontakte. Schleswig-Holstein musste
sich wegen seiner Ostseeraum-Initiativen schon den
Vorwurf der Nebenaußenpolitik gefallen lassen. Aber
das ist kein Systemfehler, sondern ein enormes Plus!

Das System der politischen Stiftungen von SPD,
CDU, CSU, FDP, Grünen und Linkspartei
schließlich gilt weltweit als einmalig. Mit ihren
Auslandsbüros in allen wichtigen Regionen der
Erde repräsentieren sie Deutschland, indem sie
Anknüpfungspunkte für die unterschiedlichen poli-
tischen Strömungen im demokratischen Spektrum
bieten. Friedrich Ebert, Konrad Adenauer, Hanns
Seidel, Friedrich Naumann, Heinrich Böll und
Rosa Luxemburg sei Dank!

Wenn man die Westdeutschen selbst fragt, ob sie
mit ihrem Land nach 60 Jahren Frieden und
Demokratie, 20 Jahre nach dem Fall der Mauer, im
Reinen sind, fallen die Antworten skeptischer aus.
Außenpolitik spielt dabei kaum eine Rolle, obwohl
die globale Wirtschaftskrise gerade demonstriert,
wie eng die Schicksale der Nationen miteinander
verbunden sind.

Als glücklichste Nation gilt ironischerweise im-
mer noch Bangladesch. Und am selbstzufriedensten
sind traditionell die Dänen. Da aber müssen wir
nicht aufholen. Man kann ja hinfahren, nicht ins
Exil, sondern in die Ferien. n
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